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Prämienverbilligung auf Sparflamme
Trotzdemgibt es nächstes Jahr zwölfMillionen Frankenmehr für wirtschaftlich schwacheHaushalte.

Daniela Deck

AnBedauernundBekundungen
guter Absichtmangelte es nicht
rund um die Prämienverbilli-
gung.Dochwieweit dieAbfede-
rung der «unsozialen Kopfprä-
mie», wie die Krankenkassen-
prämie am Dienstag im
Kantonsrat verbreitet genannt
wurde, gehen sollte, darüber
gingen die Meinungen ausein-
ander. Die Mitte sah sich sogar
dem Vorwurf des Wortbruchs
ausgesetzt.

Der Kanton Solothurnmuss
im Minimum 80 Prozent des-
sen, was der Bundesbeitrag
ausmacht, andiePrämienverbil-
ligungbeisteuern. ImMaximum
können die 80 Prozent um
30 Millionen aufgestockt wer-
den.DeshalbmussdiePrämien-
verbilligung imParlament jedes
Jahr von neuem ausgehandelt
werden. Der wichtigste Faktor
für die Debatte zur Bemessung
war diesmal das grosse Budget-
defizit von 112 Millionen Fran-
ken.

Nicht nur die Fraktionen
stellten demMinimalvorschlag
der Regierung eine eigene Lö-
sung gegenüber, auch die zu-
ständige Sozial- und Gesund-
heitskommission (Sogeko) stieg
imNovembermit einemGegen-
vorschlag ins Rennen: 85 Pro-
zentdesBundesbeitrags respek-
tive5,297MillionenFrankenzu-
sätzlich zum Minimum sollten
es sein,wieFraktionssprecherin
MarleneFischer (Grüne,Olten)
darlegte.

Sie argumentierte mit der
massiven Erhöhung der Kran-
kenkassenprämien um 8,7 Pro-
zent und der Wirksamkeit der
Prämienverbilligung, die dafür

sorgt, dass andere Bereiche des
Sozialwesens entlastet werden.

DieMittemitderLinken im
Clinch
DasgingderMitte-Fraktion an-
gesichts der finanziellen Situa-
tion des Kantons zu weit. Als
«moderate, begründete Erhö-
hung»schlugFraktionssprecher
AndréWyss (EVP,Rohr) eineEr-
höhungdesKantonsbeitragsauf
82,5 Prozent vor. Dies nicht
ohne den Hinweis, dass es die
Mittewar, die letztes JahrdieEr-
höhung auf 85 Prozent initiiert
hatte.

Dieser Antrag beschwor den
Zorn der SP herauf, die mit
Unterstützung der Grünen als
Trotzreaktion den Antrag auf
90Prozent des Bundesbeitrags
stellte.DennFraktionsspreche-
rin und Sogeko-Präsidentin Lu-
zia Stocker (Olten) warf der
Mitte vor, sich nicht an die Ab-
machung innerhalb der Sogeko
gehalten zu haben. Ein Vor-
wurf, den Sogeko-Mitglied
Thomas Studer (Selzach) mit
dem Hinweis, die Mitte-Frak-
tion kenne keinen Fraktions-
zwang, nicht auf sich sitzen
liess. ZumneuntenMal in Folge

vertrete sie für die Fraktion das
Geschäft im Kantonsrat, sagte
Stocker. «In dieser Zeit sind die
Krankenkassenprämienmassiv
gestiegen und die Anspruchs-
berechtigung massiv gesun-
ken.» Erschwerend kämen
diesmal die hohenEnergiekos-
ten und gestiegene Mietzinse
hinzu, welche in wirtschaftlich
schwachen Haushaltungen
grosse Sorgen bereiten.

Landesweit liegederKanton
bei der Prämienverbilligung an
drittletzter Stelle, soStocker.Da
der Löwenanteil für Ergän-
zungsleistungs- undSozialhilfe-

bezüger ausgegeben werden
muss, würden für die individu-
elle Prämienverbilligung nur
rund 1300 Franken pro Kopf
und Jahr übrig bleiben.

DieNasevornhatteerstdie
Maximalvariante
Darüber, dass die Teuerung un-
zählige Haushalte unter Druck
bringt, waren sich alle einig.
Doch um zu verhindern, dass
auch der Staatshaushalt zu sehr
inSchieflagegerät, hieltenFDP,
SVP und Grünliberale an der
Unterstützung fürdenMinimal-
beitrag fest.

EineÜberraschunggabesdann
bei der erstenAbstimmung, die
das«Höchstgebot»vonSP/Grü-
ne (90 Prozent) den 82,5 Pro-
zentderMitte gegenüberstellte:
Die 90-Prozent-Variante ver-
buchte65 (zu21) Stimmen.Wer
voneinerÖffnungdesFüllhorns
ausging, hatte sich zu früh ge-
freut. Nachdem der Antrag SP/
Grüne sich auch gegen den
Kommissionsvorschlag durch-
gesetzt hatte, endete die
Schlussabstimmungdeutlichzu-
gunsten der Minimalvariante
der Regierung: mit 82 gegen
3 Stimmen, bei 1 Enthaltung.
Damit stehen2024190,7Millio-
nenFrankenfürdiePrämienver-
billigung zur Verfügung.

HeuerwirdderBeitrag
ausgeschöpft
Für Unmut quer durch alle Par-
teien sorgte die Tatsache, dass
trotz der Umstellung des Infor-
matiksystemsnochkeinegenau-
en Zahlen zu Anträgen und An-
spruchsberechtigung vorliegen.
Nächstes JahrsollendieseDaten
abrufbarsein.OhneSimulations-
berechnungen kann der Kanton
kaum kontrollieren, ob bei der
Prämienverbilligunganspruchs-
berechtigteFamilienundEinzel-
personendurchdieMaschenfal-
len. Dazu sagte Gesundheitsdi-
rektorin Susanne Schaffner, sie
hoffe auf die Ausgleichskasse.
Diese habe das Zahlenmaterial
fürdaskommende Jahr verspro-
chen. Schaffner schloss ihr Vo-
tummitder Information,dass im
Hinblick auf Weihnachten der
letzte Zahlungslauf an die Be-
rechtigten der Prämienverbilli-
gung ausgelöst worden sei, wo-
mit der Jahresbeitrag ausge-
schöpftwerdendürfte.

Aus Spargründen hält der Kantonsrat bei der Prämienverbilligung amMinimum fest. Dennoch steht nächstes Jahr etwasmehr Geld zur Ver-
fügung als dieses Jahr. Bild: Christian Beutler

112 Millionen Defizit – jetzt muss ein neues Sparpaket her
Budgetdebatte imKantonsrat: Regierung kündigtMassnahmenplan imUmfang von 60Millionen an.

UrsMoser

BeiderPräsentation imSeptem-
berwarenesnoch56Millionen,
die überarbeitete Fassung des
Voranschlags 2024, die dem
Kantonsrat nun zur Beratung
vorliegt, rechnetmit einemDe-
fizit von112Millionen.Mangeht
nicht mehr von einer Gewinn-
ausschüttung derNationalbank
aus, undmittlerweile sind auch
die zweiProzentTeuerungsaus-
gleich fürdas Staatspersonal im
Budget enthalten.

Mit einem Eigenkapital von
700Millionen kannderKanton
zwarauchein solchesDefizit für
einmal gut verkraften, der Re-
gierungsrat hat nun aber doch
beschlossen, angesichts dieser
Ausgangslage mit der Aussicht
auf tiefrote Zahlen auch in den
kommenden Jahren ein neues
Massnahmenpaket zur Entlas-
tung des Staatshaushalts zu
schnüren.Es sollmindestens60
Millionen bringen (vgl. Zweit-
text).

Wohl nicht zuletzt wegen
dieser Ankündigung reagierte
manzumAuftaktderBudgetbe-
ratung imKantonsrat amDiens-

tag auch im bürgerlichen Lager
einigermassen gelassen auf die
roten Zahlen, wobei es von der
SVP natürlich einmal mehr
Schelte absetzte. Man bewege
sich nahe am finanziellen Ab-
grund und habe das bewusst in
Kauf genommen, kritisierte
Sprecher Richard Aschberger
(Grenchen), der in den vergan-
genen Jahren immerwiederden
jetzt angekündigten Massnah-
menplaneinverlangte.Nunver-
liere man unnötigerweise Zeit
zur Stabilisierung des Staats-
haushalts.

FDP-Sprecher Christian
Thalmann (Breitenbach) lehnte
den Rückweisungsantrag der
SVP mit dem Ziel, bereits für
2024einausgeglichenesBudget
vorzulegen, dennoch entschie-
den ab. Wohl begebe sich der
Kanton aktuell auf ein «gefähr-
lichesNiveau», einekurzfristige
massive Korrektur wie von der
SVP gefordert, etwa mit einem
rigorosenStellenabbau, sei aber
schlicht unrealistisch.

Das sah auch Fabian Gloor
(Mitte, Oensingen) so. Wohl
habe man tiefere Sorgenfalten
als auch schon, Panikmache sei

aber nicht angebracht. Man be-
grüsse den angekündigten
Massnahmenplan, das in den
letzten JahrenaufgebauteEigen-
kapital erlaube es, hier «aus
einer stabilenSituation»mitBe-
dacht zu agieren. Unmut auf
bürgerlicher Seite rief dieReak-
tion der Personalverbände auf
dieLohnmassnahmenunterde-
ren Erwartungen hervor. Mit

dengewährtenzweiProzentbe-
wege man sich am «oberen
Rand», soGloor.

Zugenerösgegenüberden
Gemeinden?
Ganz anderes siehtmandas auf
der links-grünen Seite: Das
Staatspersonalmüsseeinen rea-
len Kaufkraftverlust hinneh-
men, die zwei Prozent seien ein

gangbarer Kompromiss, so
HeinzFlück (Grüne, Solothurn).
SeineGesamteinschätzungzum
112-Millionen-Defizit: «vertret-
bar».

Es sei eine Selbstverständ-
lichkeit, einZeichen fürdasPer-
sonal zu setzen, betonte auch
SP-Sprecher SimonBürki (Bibe-
rist) und wiederholte mit Ver-
weis auf das in den letzten Jah-
ren angelegte Kapitalpolster,
dass die Forderung nach «ein-
schneidenden» Massnahmen
mit einem schmerzhaften Leis-
tungsabbau verfrüht und eine
«Sparhysterie» fehl am Platz
wäre.Erbrachte imHinblickauf
kommendeDiskussioneneinen
anderen Punkt ein: Was man
sich nicht mehr leisten könne,
sei die in den letzten Jahren an
den Tag gelegte Generosität
gegenüberdenGemeinden, die
im Durchschnitt finanziell we-
sentlich besser dastehen als der
Kanton.

Korrektureneher imkos-
metischenBereich
Die Budgetdebatte wird am
Mittwoch mit der Behandlung
dereinzelnenGlobalbudgets für

die verschiedenenVerwaltungs-
bereiche fortgesetzt. Dabei
kommteshöchstensnochzuge-
ringfügigen Anpassungen. Das
Globalbudget für den öffentli-
chenVerkehr zumBeispiel hatte
die vorberatende Kommission
in einer ersten Fassung zurück-
gewiesen, nachdem es mit
einemJahressaldovon41,3Mil-
lionen rund 9 Prozent über der
Vorperiode lag – und das ohne
grossen Angebotsausbau. Am
Schluss musste man aber zur
Kenntnis nehmen, dass sich in
Nachverhandlungen mit den
Transportunternehmen kaum
etwas herausholen lässt. Mehr
als 800’000 Franken waren
nicht mehr einzusparen, und
dies auch nur, weil die befürch-
teteKürzungvonBundesbeiträ-
gen nun doch nicht eintritt.

Kontroversen wird es am
Mittwoch unter anderem um
dasBudget für dieKantonspoli-
zei geben, wo die SVP eine Kür-
zung um knapp drei Millionen
und SP-Kantonsrätin Nadine
Vögeli (Präsidentin des Polizei-
Personalverbands) eine Erhö-
hungumeinehalbeMillionver-
langt.

Das steht im Sparbefehl der Regierung

Es geht darum, den finanziellen
Handlungsspielraum trotz nicht
beeinflussbarerHerausforderun-
gen (etwa steigende Kosten für
Spitalbehandlungenundsteigen-
deSchülerzahlen) zu erhalten, so
der Regierungsrat in seinemBe-
schluss für ein Massnahmenpa-
ket. Die Departemente werden
darin beauftragt, ihre Leistungen
auf ihre «Notwendigkeit, Effektivi-
tät und Effizienz» zu überprüfen.
Dasselbe gilt für Dienstleistun-
gen, die der Kanton gegenüber
denGemeindenerbringt. Zielvor-
gabe ist eine Entlastung der Er-

folgsrechnung um mindestens
60Millionen Franken. Dabei wird
aufs Tempo gedrückt. Noch im
ersten Quartal 2024 will der Re-
gierungsrat ausdenVorschlägen
einen konkretes Massnahmen-
paket schnüren.Dieses soll dann
im zweiten und dritten Quartal
zusammenmit Gemeinden, Ver-
bänden und weiteren Institutio-
nen im Detail erörtert, konsens-
fähig detailliert (runder Tisch) und
bis Ende Jahr dem Kantonsrat
undgegebenenfalls demStimm-
volk zur Beschlussfassung vor-
gelegt werden. (mou)


